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Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer wasserrechtlichen Genehmigung für Be-
handlungsanlagen für Deponiesickerwasser und zur Änderung der Vorschriften zur 
Eignungsfeststellung für Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen wasserge-
fährdender Stoffe 
hier: Stellungnahme der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Hofmann, 
 
die Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände bedankt sich für die Möglichkeit 
zur Stellungnahme. 
 
Einführung einer wasserrechtlichen Genehmigung für Behandlungsanlagen für Depo-
niesickerwasser i.V.m. Änderung der Industriekläranlagen-Zulassungs- und 
Überwachungsverordnung (IZÜW) 
 
Gegen die Einführung einer wasserrechtlichen Genehmigung für Behandlungsanlagen für 
Deponiesickerwasser und die damit verbundene Änderung der IZÜV bestehen aus unserer 
Sicht keine Bedenken. In Nordrhein-Westfalen besteht für Behandlungsanlagen, die nicht 
nach § 60 WHG genehmigungspflichtig sind, ohnehin eine Genehmigungspflicht nach § 57 
LWG NRW, so dass durch diese neue Regelung voraussichtlich kein wesentlicher Mehrauf-
wand für die zuständigen Behörden in diesem Land entsteht. 
 
Änderung der Vorschriften zur Eignungsfeststellung für Analgen zum Lagern, Abfüllen 
oder Umschlagen wassergefährdender Stoffe  
 
Die Änderung des WHG ist notwendig geworden, weil der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
am 16.10.2014 die deutsche Praxis, Mängel bei Anlagenteilen nach harmonisierten europäi-
schen Normen (hEN) durch zusätzliche Anforderungen über nationale allgemeine 
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bauaufsichtliche Zulassungen (abZ) auszugleichen, als unzulässige Behinderung des freien 
Warenverkehrs verurteilt hat. Die Muster-Bauordnung ist infolgedessen bereits dahingehend 
geändert worden, dass an Bauprodukte nach hEN keine nationalen Anforderungen mehr ge-
stellt und für diese Bauprodukte auch keine abZ mehr erteilt werden. Die Defizite sollen 
durch Anforderungen an die Bauwerke, für die Bauprodukte verwendet werden, ausgeglichen 
werden, so dass insgesamt das Sicherheitsniveau nicht absinkt.  
 
Die vorliegende Änderung des § 63 WHG sieht analog vor, auf die Eignungsfeststellung von 
Anlagenteilen komplett zu verzichten und nur noch Anlagen der Eignung nach festzustellen. 
Anlagenteile werden in Abs. 4 per se als geeignet bezeichnet, wenn sie wie bisher eine allge-
meine bauaufsichtliche Zulassung (Abs. 4 Satz 1 Nr. 2) besitzen oder die zukünftig für 
Bauarten anstelle der abZ vorgesehene Bauartgenehmigung (Abs. 4 Satz 1 Nr. 3). Darüber 
hinaus gelten Anlagenteile als geeignet, die ein CE-Zeichen besitzen  
 
 aufgrund einer hEN, wenn die bei hEN notwendige Leistungserklärung des Herstellers 

alle wesentlichen Merkmale der hEN umfasst (Abs. 4 Satz 1 Nr. 1),  
 aufgrund der Druckgeräte- oder Maschinenrichtlinie (Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 und 5), wobei 

sich die Eignungsfiktion hier nur auf primäre Anlagenteile erstreckt; die Anforderungen 
der VAwS bzgl. Rückhaltung werden davon nicht berührt (Abs. 4 Satz 3).  

 
Dabei ist dem Gesetzgeber bewusst, dass derzeit nur wenige CE-Zeichen die Einhaltung aller 
VAwS-Anforderungen an Anlagenteile in vollem Umfang gewährleisten. Defizite sollen bzw. 
müssen durch zusätzliche Maßnahmen im Rahmen der Eignungsfeststellung der Anlage aus-
geglichen werden (Abs. 4 Satz 2). In diesem Zusammenhang kann sich dann ergeben, dass ein 
Anlagenteil völlig ungeeignet ist, zur Einhaltung von VAwS-Anforderungen beizutragen. Um 
die Eignungsfeststellung dennoch zu erlangen, muss der Antragsteller dann auf ein anderes 
Anlagenteil umplanen bzw. ausweichen. Dass vermutlich weder Betreiber, Planer oder Sach-
verständige noch Vollzugsbehörden genügend Informationen zur Verfügung haben, um dies 
inhaltlich ausreichend beurteilen zu können, wird dabei in Kauf genommen.  
 
Neben diesen durch das EuGH-Urteil vom 16.10.2014 hervorgerufenen Änderungen beinhal-
tet der Entwurf die Erweiterung der Eignungsfeststellungstatbestände um die wesentliche 
Änderung. Damit sollen auch Änderungen von der Eignungsfeststellungspflicht erfasst wer-
den, die nicht unter „Errichtung“ fallen. Dies sind z.B.  
 
 Änderungen beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, die zu höheren Gefährdungs-

stufen führen oder von den Normen bzw. abZ der vorhandenen Anlagenteile nicht 
abgedeckt werden,  

 die Umwandlung von primären Anlagenteilen von ein- in doppelwandig oder umgekehrt,  
 Austausch/Wegfall/Einbau von Sicherheitseinrichtungen.  
 
Eine wasserwirtschaftliche Beurteilung der Änderung ist auch jetzt schon notwendig, theore-
tisch kommt zukünftig der Verfahrensaufwand hinzu. Ob das Wissen um eine notwendige 
Eignungsfeststellung bei Betreibern verbreitet und daher mit vermehrten Anträgen zu rechnen 
ist, muss sich zeigen. Wie hoch der fachliche und der Verwaltungsaufwand sind, hängt vom 
Umfang des Antrags und der Qualität der Unterlagen ab und kann nicht pauschal angegeben 
werden.  
 
Im Bereich VAwS gibt es derzeit nur wenige hEN, siehe etwa Bauregelliste B Teil 1 Nr. 1.15, 
die zudem praktisch keine Defizite aufweisen. Zukünftig könnten jedoch alle möglichen Bau-
produkte mit CE-Zeichen nach hEN eingesetzt werden, bei denen nicht klar ist, ob und 
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inwieweit sie Defizite aufweisen. Der Aufwand bei der Eignungsfeststellung wird steigen, da 
bisher bei Vorliegen einer abZ Gewähr bestand, dass die wasserrechtlichen Anforderungen im 
Anwendungsbereich eingehalten werden. Zukünftig muss bei jedem Anlagenteil mit CE-
Zeichen geprüft werden, welche Leistungen nach der hEN überhaupt bescheinigt werden 
können, ob die Leistungserklärung alle wesentlichen Merkmale abdeckt, die für den Gewäs-
serschutz wichtig sind, und welche Anforderungen der VAwS nicht abgedeckt sind. Diese 
müssen dann auf anderem Wege über die Eignungsfeststellung für die Anlage ausgeglichen 
werden. Ob das der Vollzug leisten kann, ist unsicher.  
 
Die Frage nach Einsparungen für Antragstellung und Bearbeitung einer abZ ist von Herstel-
lern von Bauprodukten und dem Deutschen Institut für Bautechnik zu beantworten.  
 
Druckgeräte und Maschinen werden derzeit auch schon in VAwS-Anlagen eingesetzt, Ma-
schinen wohl überwiegend in HBV-Anlagen zum Herstellen, Behandeln und Verwenden 
wassergefährdender Stoffe. Allerdings fallen auch Pumpen unter „Maschinen“. Bislang wur-
den daher überwiegend Druckbehälter und -rohrleitungen im Rahmen von 
Eignungsfeststellungen beurteilt, für die etwa entgegen Bauregelliste B Teil 2 keine abZ vor-
lag. Zukünftig entfallen die Eignungsfeststellung und die abZ für Druckgeräte. Sie gelten 
dann als geeignet, wenn sie ein CE-Zeichen besitzen. Es besteht die Gefahr, dass Betreiber 
und Planer nur noch auf das Vorhandensein des CE-Zeichens achten, um von der Fiktion zu 
profitieren, ohne die Eignung im Sinne der VAwS zu achten. Ob sich deshalb durch die Eig-
nungsfiktion der Verfahrensaufwand verringert, ist zu bezweifeln. 
 
Gegen die geplanten Änderungen des § 63 WHG (Eignungsfeststellung für Anlagen zum La-
gern, Abfüllen oder Umschlagen wassergefährdender Stoffe) bestehen zwar grundsätzlich 
keine Bedenken, auch wenn wir den durch das EuGH-Urteil begründeten Wegfall der Rege-
lungen nach § 63 Abs. 3 WHG, wonach eine Eignungsfeststellung auch entfallen kann, 
bedauern. Sie stellen bisher eine für Behörden und Anlagenbetreiber sehr praktikable Metho-
de dar, die Eignung einer Anlage nachzuweisen. Auch führt die bisherige Regelung i.V.m. der 
Ausnahmeregelung für Anlagen einfacher oder herkömmlicher Art (wie § 7 VAwS NRW)  
dazu, dass die überwiegende Anzahl von Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschlagen 
wassergefährdender Stoffe im Zuständigkeitsbereich kommunaler Umweltschutzbehörden 
keiner Eignungsfeststellung bedurften. In welchem Umfang sich die Anzahl der eignungsfest-
zustellenden Anlagen zukünftig ändern wird, kann von den Kommunen zurzeit nicht seriös 
abgeschätzt werden. Zumal nicht abzusehen ist, inwieweit die Anlagenbetreiber nun mehr die 
Möglichkeiten der Sachverständigen-Bescheinigung nach § 7 Abs. 4 VAwS NRW bzw. zu-
künftig § 41 Abs. 2, 3 AwSV anstelle einer Eignungsfeststellung nutzen werden. 
 
Die Praktikabilität der neuen Regelungen sowie den damit verbundenen Aufwand können wir 
zurzeit allerdings nicht seriös abschätzen, da die Kommunen in den letzten Jahren nur wenige 
Erfahrungen im Verfahren der Eignungsfeststellung, insbesondere mit dem Abgleichen von 
europäischen Verwendbarkeitsnachweisen mit den wasserrechtlichen Anforderungen, sam-
meln konnten.  
 
Die Erweiterung der Pflicht zur Eignungsfeststellung auch auf wesentlich geänderte Anlagen 
begrüßen wir allerdings. Hiermit wird die bereits gängige Praxis der Wasserbehörden, bei 
einer wesentlicher Änderung einer eignungsfeststellungspflichtigen Anlagen eine bestehende 
Eignungsfeststellung für eine veränderte Anlage nicht mehr anzuerkennen und eine erneute 
Eignungsfeststellung zu fordern, rechtlich klargestellt. 
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Konsequenzen für einen rechtssicheren Vollzug prüfen 
 
Die Umsetzung der in § 63 WHG-E formulierten Anforderungen werfen aus Sicht der kom-
munalen Praktiker Prüferfordernisse zu verschiedenen Vollzugsaspekten auf. 
 
1. Änderungen aufgrund des EuGH-Urteils vom 16.10.2014  
 
Durch die Anforderungen, die sich aus dem EuGH-Urteil ergeben, werden die Regelungen 
bezüglich des Wegfalls der Eignungsfeststellung, die sich Planern und Vollzugbehörden 
schon vorher nicht immer einfach erschlossen haben, nochmals komplexer.  
 
Die Änderungen beziehen sich aber im Wesentlichen auf europäisch harmonisierte Baupro-
dukte. Aus Sicht der Praxis unklar ist, ob dies ausschließlich die Bauprodukte sind, die in der 
– inzwischen aufgehobenen – Bauregelliste B Teil 1 geregelt waren, oder ob es noch andere 
gibt. Sinnvoll und erforderlich für Anlagenplaner sowie für den wasserrechtlichen Vollzug ist 
hier eine dynamische Auflistung der wasserrechtlich relevanten Bauprodukte mit europäisch 
harmonisierter Norm.  
 
Unklar ist auch, wo oder wie die wasserrechtlichen Anforderungen an Bauprodukte beschrie-
ben werden. Einheitliche bundesweite Beschreibungen sind aber erforderlich, damit Planer 
und Vollzugsbehörden die erklärten Leistungsklassen mit den Anforderungen abgleichen 
können, um dann gegebenenfalls die Ersatzmaßnahmen zur Aufrechterhaltung des Anforde-
rungsniveaus bestimmen zu können.  
 
2. Wegfall der Eignungsfeststellung für Anlagenteile und technische Schutzvorkehrungen  
 
Durch den geltenden § 63 Abs. 3 Satz 2 WHG ist ein Vorrang des Bauordnungsrechts gege-
ben. Die nach Baurecht erteilten Zulassungen oder Nachweise (bauaufsichtliche 
Verwendbarkeitsnachweise) sind der zuständigen Wasserbehörde im Eignungsfeststellungs-
verfahren vorzulegen. Die Möglichkeit, zugunsten der Eignungsfeststellung auf die Einholung 
bauordnungsrechtlicher Zulassungen oder Nachweise zu verzichten, ist nicht gegeben.  
 
Unklar ist, ob durch den geplanten § 63 Abs. 4 Nr. 2 WHG-E weiterhin die Verpflichtung 
besteht, für serienmäßig hergestellte Anlagenteile, die nicht unter § 63 Abs. 4 Nr. 1 WHG-E 
fallen, einen bauaufsichtlichen Verwendbarkeitsnachweis vorzulegen anstatt die Eignung in 
einem Eignungsfeststellungverfahren für die Gesamtanlage nachzuweisen.  
 
Unklar ist auch das Vorgehen bei Anlagenteilen, die nicht serienmäßig hergestellt werden und 
für die keine Eignungsfiktion nach § 63 Abs. 4 WHG-E besteht bzw. für die zukünftig auch 
keine Eignungsfiktion in die AwSV aufgenommen wird (Ermächtigung in § 63 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 2 WHG-E). Es stellt sich die Frage, ob hier ein Eignungsfeststellungsverfahren für die 
Änderung der Gesamtanlage durchzuführen ist. 
 
3. Eignungsfiktion für Druckgeräte und Maschinen § 63 Abs. 4 Nr. 2 und 5 WHG-E 
 
Für diese Eignungsfiktion werden nun Rechtsgebiete herangezogen, die außerhalb der Zu-
ständigkeit der Wasserbehörden liegen und für die bei den Wasserbehörden im Regelfall 
keine Kenntnisse und Erfahrungen vorliegen. Bei Druckgeräten wird als Maßstab für die Eig-
nung das CE-Kennzeichen nach § 15 Druckgeräteverordnung angelegt, Druckgeräte die allein 
nach der guten Ingenieurpraxis ausgelegt sind (§ 5 Abs. 2 der Druckgeräteverordnung) gelten 
nicht als geeignet. Hier sind für Planer und Vollzugsbehörden ebenfalls weitere Erläuterungen 
erforderlich.  



 
 
 
4. Klarrstellungen zu § 41 derr zukünftigeen AwSV 
 
Im § 41 AwSV sindd auf jeden Fall die Veerweise auf den § 63 WWHG n.F. zuu ändern. Daarüber 
hinaus iist klarzusteellen, ob diee Ersetzungsswirkung duurch ein Sacchverständigengutachteen (§ 41 
Abs. 2 uund 3 AwSVV) auch für Anlagenteiile nach § 63 Abs. 4 Nrr. 1 WHG nn.F. gilt, die das 
wasserrrechtliche AAnforderunggsniveau niccht vollständdig erreicheen (z.B. fehllende Leistuungs-
klassen)) oder ob inn diesen Fälllen immer eeine Eignunngsfeststelluung durch diie Wasserbeehörde 
erforderrlich ist.  
 
Fazit 
 
Um eineen bundeseiinheitlichenn Vollzug siicherzustelleen, ist ein „LLeitfaden“ zwingend eerforder-
lich, in dem auch ddie oben gennannten Punnkte klar gesstellt werdeen können. DDieser Leitffaden 
kann daann sowohl vvon den Waasserbehördden als auchh von den Faachplanern genutzt werrden. 
Eine möögliche Adrresse für diee Erstellung des Leitfaddens könntee der Bund-//Länder-
Arbeitskkreis Umgaang mit wasssergefährdeenden Stoffeen sein. 
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